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LokalAnzeiger-Serie: Kreuz-Rad-Löwe – unser Land wird 75 Jahre alt

Die Ordonnance No. 57
-von Joachim Hennig-

REGION. In der zweiten
Folge unserer neuen Arti-
kelserie über die Entste-
hung unseres Landes
Rheinland-Pfalz be-
schreibt der Autor Joa-
chim Hennig den Inhalt
der französischen Ordon-
nance No. 57 vom 30. Au-
gust 1946 und was sie für
das neue Land bedeutete.

Am 30. August 1946 war es
dann so weit. Der französi-
sche Oberbefehlshaber in
Deutschland General Pi-
erre-Marie Koenig (1898-
1970) erließ die Ordonnan-
ceNo. 57 und veröffentlichte
dazu die „Erklärung bezüg-
lich der Schaffung eines
rhein-pfälzischen Landes“.
Diese Gründungs- bzw. Ge-
burtsurkunde von Rhein-
land-Pfalz ordnete die Ein-
richtung eines neuen Lan-
des an, bestehend aus der
Pfalz und den damaligen
Regierungsbezirken Trier,
Koblenz, Mainz und Monta-
baur (Artikel I). Die Haupt-
stadt des künftigen Landes

sollteMainz sein (Artikel II).
In den weiteren Artikeln
wurde das Verfahren zum
Zustandekommen der Ver-
fassung sowie eine Vorläu-
fige Regierung festgelegt
(Artikel III-VI). In der dieser
Ordonnance beigegebenen
Erklärung hieß es, damit
solle dem neuen Land und
seiner Bevölkerung ermög-
licht werden, „dieses Land
auf demokratischer Grund-
lage unter Beachtung, z. B.
in der Pfalz, der einheimi-
schen Überlieferungen und
Bestrebungen zu organi-
sieren.“
Das so gebildete Land war –
wie andere „Bindestrich-
Länder“ (Nordrhein-West-
falen, Baden-Württemberg)
auch – ein Produkt der Zo-
nengeographie nach dem
Zweiten Weltkrieg. Dabei
wurden Gebietsteile zu-
sammengefügt, die in kon-
fessioneller, kultureller, wirt-
schaftlicher und politischer
Hinsicht eine sehr unter-
schiedliche Geschichte
hatten.
Der linksrheinische katho-
lisch geprägte Norden mit

den Städten Koblenz und
Trier war beim Wiener Kon-
gress (1815) als Rheinpro-
vinz Teil des protestantisch-
konservativen Preußens
geworden und nach Köln
und Düsseldorf hin orien-
tiert. Rheinhessen in der
Mitte des neuen Landes war
als linksrheinisches Gebiet
ein Teil von Hessen (des
Großherzogtums Hessen-
Darmstadt und des Volks-
staats Hessen) gewesen.
Die linksrheinische Pfalz im
Süden war beim Wiener
Kongress mit der Haupt-
stadt Speyer die Provinz
„Rheinbayern“ geworden.
Territorial gehörte sie zum
Königreich und Freistaat
Bayern, gefühlsmäßig zur
Kurpfalz, und wurde ausge-
stattet mit Sonderrechten
wie dem höheren Kommu-
nalverband „Bezirksverband
Pfalz“, übrigens bis zum
heutigen Tag,
Neben diesen größeren
Regionen gab es noch zwei
kleinere mit einer anderen
Historie. Das waren zum ei-
nen die vier rechtsrheini-
schen Kreise Ober- und
Unterwesterwald, Unterlahn
und St. Goarshausen. Ihr
Gebiet war auf dem Wiener
Kongress dem Herzogtum
Nassau zugeschlagen wor-
den und wurde nach dem
Deutsch-Deutschen Krieg
(1866) als Teil der Provinz
Hessen-Nassau ebenfalls
preußisch. Und zum ande-
ren war es das Birkenfelder
Land, eine Exklave des
Großherzogtums Olden-
burg. Es bildete ein eigenes

Fürstentum, das ein olden-
burgischer Regierungsprä-
sident weitgehend unab-
hängig verwaltete. Im Jahr
1937 wurde es ein Land-
kreis im preußischen Re-
gierungsbezirk Koblenz.
Und das war längst noch
nicht alles. Das Land Rhein-
land-Pfalz entstand auf ei-
nem Gebiet, auf dem es 150

Jahre zuvor (vor der erst-
maligen Besetzung durch
die Franzosen unter Napo-
leon) schätzungsweise
mehr als 100 noch viel
kleinräumigere Territorien
und auch Herrschaften mit
zum Teil Jahrhunderte lan-
gen und nachwirkenden
Traditionengab.
Angesichts dieses „Flicken-

teppichs“ auch noch im Jahr
1946 erstaunt es nicht, dass
mandas neugebildete Land
„Die Vereinigten Staaten von
Rheinland-Pfalz“ oder auch
ein „Land aus der Retorte“
nannte.
Deutsche Politiker waren an
der Landesgründung übri-
gens nicht beteiligt; erst
recht nicht die Bevölkerung.
Sie nahm auch wenig Anteil
an dem Geschehen. In ei-
nem Lagebericht des Land-
rats von Simmern hieß es:
„Die Nachricht von der Bil-
dung des neuen Landes
Rheinland-Pfalz ist mit
Gleichmut und ohne er-
kennbares Interesse aufge-
nommen worden.“ Die
rheinland-pfälzischen Poli-
tiker sahen das auch so und
äußerten das – wenn sie
keine Staatsraison übten –
auch so. Der damalige
Fraktionsführer der CDU im
Landtag und spätere lang-
jährige Ministerpräsident
Peter Altmeier sagte 1948
unumwunden: „Dieses Land
(ist) nicht aus dem Willen
des Volkes geboren, son-
dern (stellt) ein Ergebnis der
Zonen- und Besatzungspo-
litik dar.“
Hochrangige Vertreter der
französischen Besatzungs-
macht protestierten sogar
gegen die so getroffene Bil-
dung des neuen Landes.
Der Gouverneur des Über-
gangsgebildes Hessen-
Pfalz in Neustadt (Weinstra-
ße), André Favereau (1907-
1989, als Widerstands-
kämpfer hatte er den Deck-
namen „Brozen“) kritisierte

im November 1946 die
Gründung des Landes als
einen späten Sieg Bis-
marcks. Noch ein Jahr spä-
ter polemisierte er, durch
den Zusammenschluss sei
nun die preußische Vor-
herrschaft über die frei-
heitsliebende Pfalz, die viel
mehr dem Süden als der
Mitte Deutschlands zuzu-
rechnen sein, Wirklichkeit
geworden . . .
Damit dürfte deutlich ge-
worden sein, dass die
Gründung von Rheinland-
Pfalz schwierig war und
nicht sehr geliebt wurde.
Das bedeutete für die da-
maligen Politiker eine große
Herausforderung. Und es
war ein weiter Weg zu unse-
remRheinland-Pfalz heute.
Zu diesem Weg gehörte im
frühen Rheinland-Pfalz
auch die Frage nach der
Hauptstadt. Die Franzosen
hatten sie für sich entschie-
den. In Artikel II der Ordon-
nance No. 57 erklärten sie
Mainz zur Hauptstadt des
neuen Rheinland-Pfalz. Da-
mit war die Hauptstadtfrage
an sich entschieden. Sie
konnte aber noch nicht in
die Tat umgesetzt werden,
weil Mainz im Krieg sehr
stark zerstört worden war
und dort eine große Woh-
nungsnot herrschte. Un-
möglich konnten der Land-
tag und die Landesregie-
rung sowie ihre Mitarbeiter
und deren Familien in Mainz
untergebracht werden.
Deshalb entschiedman sich
für eine provisorische
Hauptstadt – und fand sie in

Koblenz. Hier gab es noch
aus der Preußenzeit stam-
mende Verwaltungsgebäu-
de, die fürs erste benutzt
werden konnten. Außerdem
standen Mitarbeiter des
übergangsweise eingerich-
teten Oberpräsidiums
Rheinland-Hessen-Nassau
zur Verfügung, sie hatten
nunmehr keinen Dienst-
herrn mehr und konnten
deshalb von der neu ent-
stehenden Landesregie-
rung übernommenwerden.
In den weiteren Artikeln (III-
VI) der Ordonnance No. 57
stellten die Franzosen das
Verfahren zur Erarbeitung
und Annahme einer Verfas-
sung des Landes dar. Da-
nach war eine Gemischte
Kommission zu bilden, die
einen Verfassungsentwurf
erarbeiten sollte. Der Ent-
wurf sollte durch eine Bera-
tende Landesversammlung
weiter debattiert und verab-
schiedet werden. Die Ver-
sammlung sollte sich nach
der in der Ordonnance er-
wähnten Wahl vom 13. Ok-
tober 1946 konstituieren –
damit war die Abhaltung von
Wahlen mittelbar geregelt.
Diese Landesversammlung
sollte wiederum mit einer
noch zu bildenden Vorläufi-
gen Regierung den Verfas-
sungsentwurf ausarbeiten –
eine Regierung war in der
Ordonnance also auch vor-
gesehen. Schließlich sollte
über den so entstandenen
Verfassungsentwurf das
Volk von Rheinland-Pfalz in
einem Volksentscheid ab-
stimmen.

Ordonnance No. 57 des französischen Generals Pierre-
Marie Koenig vom 30. August 1946 zur „Schaffung ei-
nes rhein-pfälzischen Landes“.
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